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Vorlage der Redaktionskommission für die Schlussabstimmung 

 
Bundesgesetz 
über die Krankenversicherung 
(KVG) 

Änderung vom 16. Dezember 2005 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 4. September 20021, 
beschliesst: 

I 

Das Bundesgesetz vom 18. März 19942 über die Krankenversicherung wird wie 
folgt geändert: 

Art. 105a Versichertenbestand im Risikoausgleich 
1 Asylsuchende, vorläufig Aufgenommene und Schutzbedürftige ohne Aufenthalts-
bewilligung, welche sich in der Schweiz aufhalten und Sozialhilfe beziehen, sind 
vom massgebenden Versichertenbestand für den Risikoausgleich ausgenommen. 
2 Die Verwaltungsbehörden der Kantone und Gemeinden sowie ausnahmsweise des 
Bundes geben auf schriftliche Anfrage hin den zuständigen Organen der sozialen 
Krankenversicherung kostenlos diejenigen Daten bekannt, die für die Ermittlung der 
Versicherten nach Absatz 1 notwendig sind. 
3 Zur Erfüllung seiner Aufgaben nach diesem Gesetz kann das Bundesamt von den 
Versicherern Daten zu den Versicherten nach Absatz 1 verlangen. 

II 

Änderung bisherigen Rechts 
Das Asylgesetz vom 26. Juni 19983 wird wie folgt geändert: 

Art. 82a Krankenversicherung für Asylsuchende und Schutzbedürftige ohne 
Aufenthaltsbewilligung 

1 Die Krankenversicherung für Asylsuchende und Schutzbedürftige ohne Aufent-
haltsbewilligung ist unter Vorbehalt der nachfolgenden Bestimmungen nach den 
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Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 18. März 19944 über die Krankenversiche-
rung (KVG) auszugestalten. 
2 Die Kantone können für Asylsuchende und Schutzbedürftige ohne Aufenthaltsbe-
willigung die Wahl des Versicherers einschränken und einen oder mehrere Versiche-
rer bezeichnen, welche eine besondere Versicherungsform nach Artikel 41 Absatz 4 
KVG anbieten. 
3 Sie können für Asylsuchende und Schutzbedürftige ohne Aufenthaltsbewilligung 
die Wahl der Leistungserbringer nach den Artikeln 36–40 KVG einschränken. Sie 
können dies vor der Bezeichnung eines Versicherers im Sinne von Absatz 2 tun. 
4 Sie können einen oder mehrere Versicherer bezeichnen, welche eine Versicherung 
mit eingeschränkter Wahl der Leistungserbringer im Sinne von Artikel 41 Absatz 4 
KVG nur für Asylsuchende und Schutzbedürftige ohne Aufenthaltsbewilligung 
anbieten.  
5 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten der Einschränkung der Wahl der Leistungs-
erbringer. 
6 Die Kantone und die Versicherer können eine Aufhebung der Kostenbeteiligung 
nach Artikel 64 Absatz 2 KVG vereinbaren. 
7 Solange Asylsuchende und Schutzbedürftige ohne Aufenthaltsbewilligung ganz 
oder teilweise Sozialhilfe beziehen, ist ihr Anspruch auf Prämienverbilligung nach 
Artikel 65 KVG sistiert. Der Anspruch lebt in dem Zeitpunkt auf, in dem diese 
Personen als Flüchtlinge anerkannt werden, als Schutzbedürftige einen Anspruch auf 
eine Aufenthaltsbewilligung haben oder keine Sozialhilfe mehr beziehen. 

III 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 
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Der Präsident: Claude Janiak  
Der Protokollführer: Ueli Anliker 

Der Präsident: Rolf Büttiker 
Der Sekretär: Christoph Lanz 
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